Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1745 


Bericht 

des Verteidigungsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über die Beratungen anläßlich der Rücktrittsgesuche des 
damaligen Generalinspekteurs der Bundeswehr, General 
Trettner, und des damaligen Inspekteurs der Luftwaffe, 
Generalleutnant Panitzki 


A. Bericht des Abgeordneten Schultz (Gau-Bischofsheim) 


Gliederung 


I. Vorbemerkung 
IL Ablauf der Beratungen 

1. Der Bericht des Bundesministers der Verteidigung und die 
Erklärungen des Generals a. D. Trettner und des General- 
leutnants a. D. Panitzki. 

2. Ergebnis der interfraktionellen Besprechung. 

3. Das Zustandekommen des ÖTV-Erlasses. 

4. Die Auffassungen von General a. D. Trettner über die Wehr- 
verfassung und die Bundeswehrverwaltung. 

5. Die angebliche Forderung nach einem militärischen Staats- 
sekretär. 

6. Entstehungsgeschichte des Flugsicherheitsberichts F 104 G 
für den Verteidigungsausschuß. 

7. Die Vollmachten der bisherigen F 104-Arbeitsstäbe (Rail, 
Hrabak) und die Gründe für ihre Auflösung. 

8. Die Auswirkungen der Rücktritte auf die Kompetenzen der 
neuernannten Generale, insbesondere auf die Anwendung der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien. 

III. Schlußbemerkung 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdrucfcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/1745 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


I. Vorbemerkung 

Mitte August 1966 haben der damalige General- 
inspekteur der Bundeswehr, General Trettner, und 
der damalige Inspekteur der Luftwaffe, Generalleut- 
nant Panitzki, den Bundesminister der Verteidigung 
schriftlich - — ■ jeweils mit unterschiedlicher Begrün- 
dung — gebeten, sie in den einstweiligen Ruhestand 
zu versetzen. 

Dieser Vorgang erschien dem Verteidigungsaus- 
schuß so außergewöhnlich und erregte auch im In- 
und Ausland so großes Aufsehen, daß er es für not- 
wendig hielt, die Hintergründe des Vorgangs rasch 
und gründlich aufzuklären. Der Ausschuß hielt eine 
solche Aufklärung ferner für geeignet, die Unruhe 
und Unsicherheit zu beseitigen, die nach dem Rück- 
tritt der beiden Generale innerhalb der Bundeswehr 
zu verzeichnen war. 

Der Ausschuß trat daher noch vor Ablauf der Par- 
lamentsferien am 1. September 1966 zu seiner ersten 
Sitzung zusammen. In insgesamt 5 Sitzungen, näm- 
lich am 1., 5. und 7. September sowie am 5. und 
6. Oktober 1966 (20., 21., 22., 25 und 26. Sitzung) 
versuchte er, über die wichtigsten in diesem Zusam- 
menhang bedeutsamen Tatsachen und Gescbehens- 
abläufe Klarheit zu gewinnen. 

Die im Ausschuß vertretenen Parteien haben es 
vermieden, ein förmliches Untersuchungsverfahren 
nach Artikel 45 a Abs. 2 GG zu beantragen, obwohl 
dafür der Antrag von nur acht Ausschußmitgliedern 
genügt hätte. Dennoch handelte es sich der Sache 
und dem Verfahren nach unverkennbar um eine 
Tätigkeit, die von einem Untersuchungsausschuß 
hätte wahrgenommen werden können. 

Ebenso wie bei den Beratungen über das Waffen- 
system Starfighter zu Beginn des Jahres, erstattet 
der Verteidigungsausschuß auch jetzt dem Plenum 
einen Bericht, ohne von ihm dazu beauftragt wor- 
den zu sein, und zwar aus denselben Gründen wie 
in dem früheren Fall. Gewicht und Tragweite der 
behandelten Probleme machen es erforderlich, daß 
der gesamte Bundestag davon Kenntnis erhält. Der 
Ausschuß entspricht damit dem Auftrag, der ihm 
vom Grundgesetz — Artikel 45 a — her gegeben ist. 


11. Ablauf der Beratungen 

Der Verteidigungsausschuß hat zunächst einen 
Bericht des Bundesministers der Verteidigung und 
daran anschließend je eine Erklärung des Generals 
a.D. Trettner und des Generalleutnants a.D. Panitzki 
entgegengenommen. 

1. Bericht des Bundesministers der Verteidigung 
und die Erklärungen des Generals a. D. Trettner 
und des Generalleutnants a. D. Panitzki 

Verteidigungsminister von Hassel verlas zunächst 
das Verabschiedungsgesuch des Generals Trettner j 
vom 13. August 1966, das folgenden Wortlaut hat: 

„Sehr geehrter Herr Minister! 

Wie ich aus den Zeitungen ersehe, haben Sie ’ 
einen Erlaß über die Zulassung der ÖTV zur I 


Werbe- und Informationstätigkeit in den Kaser- 
nen herausgegeben, der Ihrer bisherigen Ein- 
stellung widerspricht. Aus der Tatsache, daß 
Sie, Herr Minister, diese die innere Führung 
der Streitkräfte tief berührende Entscheidung 
ohne meine Beteiligung gefällt haben, erkenne 
ich, daß Sie meine Mitarbeit nicht mehr benöti- 
gen. Ich glaube deshalb, Ihren Wünschen zu 
entsprechen, wenn ich Sie hiermit bitte, mich 
von meinen Amtspflichten als Generalinspek- 
teur zu entbinden und meine Verabschiedung 
bei dem Herrn Bundespräsidenten zu bewirken. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
Trettner". 

Minister von Hassel legte dann die Entwicklung 
dar, die zu dem Erlaß VR IV 1 vom 1. August 1966 
über die gewerkschaftliche Betätigung der Soldaten 
führte und im Gegensatz zur bisherigen Hand- 
habung der Gewerkschaft eine gewisse Betätigung 
in den Kasernen erlaubte. 

Der Minister räumte dabei ein, daß es nicht kor- 
rekt gewesen sei, die Abteilung Streitkräfte an die- 
sem Erlaß nicht zu beteiligen, daß dies aber nicht 
absichtlich oder böswillig unterblieben sei, sondern 
auf einem Versehen beruhe. 

Zwischen General Trettner und ihm habe es in 
der Vergangenheit auch zwei andere Meinungsver- 
schiedenheiten über Organisationsfragen gegeben, 
nämlich wegen der Einrichtung des militärischen 
Staatssekretärs neben dem zivilen Staatssekretär, 
und in der Vertretung des Ministers bei der Aus- 
übung der Befehls- und Kommandogewalt. Diese 
liege derzeit beim zivilen Staatssekretär, sollte je- 
doch nach Auffassung des Generalinspekteurs einem 
anderen Kabinettsmitglied übertragen werden. Beide 
Probleme hätten aber nicht zu einer persönlichen 
Entfremdung geführt. 

Minister von Hassel verlas sodann das Schreiben 
Generalleutnant Panitzkis vom 12. August 1966, das 
folgenden Wortlaut hat: 

„Sehr geehrter Herr Minister! 

In den ersten Aufbaujahren der Luftwaffe wurde 
— nicht zuletzt aus politischen Gründen — der 
Schwerpunkt auf Aufstellung aktiver Kampf- 
einheiten gelegt. Der „Nachlauf" (namentlich 
der Logistik, Nachschubtechnik, Ausbildung, 
Vorschriften, Dokumentation usw.) wurde sei- 
nerzeit bewußt in Kauf genommen. Die Bewäl- 
tigung dieses Paketes fiel wesentlich in meine 
Amtsperiode, wurde zudem erschwert durch er- 
hebliche noch zu überwindende Schwierigkeiten 
in Zusammenhang mit dem Waffensystem 104 
sowie entscheidend negativ beeinflußt durch 
die gegenüber früherer Planung stark abgesun- 
kene Zahl von Längerverpflichtungen auf allen 
Gebieten. 

Seit Oktober 1962 habe ich in einer Reihe von 
ausführlichen logistischen Berichten an die Lei- 
tung des Hauses und an alle Abteilungen des 
Bundesministeriums der Verteidigung auf die 
mit dem Waffensystem 104 zusammenhängen- 
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den Schwierigkeiten hingewiesen. Am 18. Ok- ! 
tober 1962 habe ich gefordert, ein dem amerika- | 
nischen System Management ähnliches System | 
einzuführen, mit dem allein das Waffensystem 1 
104 zu meistern wäre. Die Beratung über ein ! 
solches System zog sich über Jahre hin und | 
wurde nicht zur Entscheidung gebracht. Für die : 
Beratungen im Verteidigungsausschuß des Deut- j 
sehen Bundestages habe ich Ihnen am 2. 11. 
1965 einen detaillierten Bericht vorgelegt, der 
diese Schwierigkeiten und die Situation im ein- 
zelnen nochmals klarlegte und in dem u. a. wie- 
derum eine Organisationsänderung gefordert 
wurde. 

Der Bericht wurde auf Ihre Weisung leider aus 
politischen Gründen auf ein Viertel des Um- 
fangs und auch des sachlichen Inhalts zusam- 
mengestrichen. Dieser Streichung fiel auch 
meine Forderung nach Organisationsänderung 
zum Opfer. 

Mitte Dezember 1965 haben Sie auf meine er- 
neuten Vorstellungen hin angeordnet, daß der 
Organisationsreferent des Ministeriums einen 
Befehl vorlegt, der mir als Inspekteur der Luft- 
waffe Entscheidungsbefugnis in allen mit der 
Ausrüstung der F 104 zusammenhängenden Fra- 
gen zuwies. Der Befehl wurde Ihnen vorgelegt, 
ist aber nicht in Kraft gesetzt worden. 

Sie haben in den letzten Wochen wiederholt ; 
— zum Teil vor Einheiten der Luftwaffe — ' 
schwere Vorwürfe gegen die Luftwaffenführung I 
erhoben. In der Unterredung am 5. 8. 1966 ha- | 
ben Sie von mir sogar die Nennung von fünf 
bis sechs Generälen verlangt, die in den Ruhe- 
stand versetzt werden sollten. Ich habe das ab- 
gelehnt. 

Im Interesse des Führungsstabs der Luftwaffe 
und der unterstellten Kommandobehörden weise 
ich die erhobenen Vorwürfe zurück. Ich betone 
nochmals, daß nach meiner Überzeugung die 
schwierigen Probleme des Waffensystems F 104 
nur hätten gemeistert werden können, und auch 
in Zukunft nur zur Zufriedenheit gelöst werden 
können, wenn die von mir wiederholt gefor- 
derte Organisationsänderung vorgenommen 
wäre. 

Da ich aus den Vorwürfen der letzten Wochen 
und nach unserer Unterredung am 5. 8. schlie- 
ßen muß, daß ich Ihr Vertrauen nicht mehr be- 
sitze, bitte ich, mich von meinem Amt als 
Inspekteur der Luftwaffe zu entbinden. 

Ihr sehr ergebener 
Panitzki" 

Der Minister behauptete demgegenüber, daß der 
Führungsstab der Luftwaffe die organisatorischen 
Fragen bisher nicht so dringlich dargestellt und so- 
gar einen unter Oberst Rail stehenden „Arbeitsstab 
104" ohne sein Wissen aufgelöst habe. Eine Erwäh- 
nung des Organisationsproblems in dem Flugsicher- 
heitsbericht habe sich erübrigt, nachdem er, der Mi- 
nister, inzwischen die Einrichtung eines Sonder- 
beauftragten F 104 angeordnet habe. 


Der Minister begründete sodann, warum er die 
Führung des Luftwaffenstabs öffentlich kritisiert 
habe. Es habe sich dabei um eine Diskussion mit 
Luftwaffenpiloten gehandelt, in der er beanstandet 
habe, daß die Luftwaffenführung ein noch nicht im 
Ausland erprobtes „survival kit" übernommen habe. 

General Trettner führte im wesentlichen aus: 

Er habe um seine Pensionierung nicht wegen per- 
sönlicher Kränkung und Versehen gebeten, sondern 
weil er unter den im Bundesministerium der Vertei- 
digung bestehenden Verhältnissen die Verantwor- 
tung für sein Amt nicht mehr habe tragen können. 
Dabei habe der Grundsatz vom Primat der Politik 
zu keinem Zeitpunkt in Zweifel gestanden. Es gehe 
ihm aber um die institutionelle Sicherung des mili- 
tärischen Anteils an der Führung, die der Verant- 
wortung der Soldaten entspräche. Das Zustande- 
kommen des ÖTV-Erlasses, der sehr weitgehende 
Auswirkungen auf die innere Führung habe und 
eine völlige Abkehr von dem bisher verfolgten 
Standpunkt bedeute, zeige, daß dieser Anteil an der 
Führung nicht gewährleistet sei. Die Truppe hätte 
auf diesen Erlaß eingehend vorbereitet werden 
müssen. 

Bereits bei einem früheren Anlaß habe er seinen 
Rücktritt erwägen müssen: 

Im März 1966 sei ohne seine Anhörung ein Erlaß 
über die Neugliederung des Informations- und 
Pressezentrums ergangen. Der Erlaß sehe eine Wei- 
sungsbefugnis eines außerhalb seiner Hauptabtei- 
lung stehenden Referenten in von ihm bisher wahr- 
genommenen Aufgaben vor. Sein dem Minister so- 
I gleich vorgelegter schriftlicher Einspruch habe zu 
j einem persönlichen Gespräch geführt. Der Minister 
! forderte Gegenvorschläge an, die von ihm zwar vor- 
j gelegt worden, doch bis heute ohne Antwort geblie- 
ben seien. Mißhelligkeiten dieser Art seien zwar 
teilweise in den beteiligten Personen begründet, 
aber auch in der Organisation des Ministeriums und 
überhaupt der gesamten Bundeswehr. Die Selbstän- 
digkeit der Bundeswehrverwaltung sei angeblich zur 
Erleichterung, in Wirklichkeit zur Bevormundung 
der Bundeswehr geschaffen worden. So habe am 
Anfang eine große Unehrlichkeit gestanden. Die 
Eigenständigkeit des Soldatenberufs müsse stärker 
anerkannt werden. 

General Trettner beklagte ferner, daß seine Auf- 
fassungen über die Organisation des Hauses nicht 
berücksichtigt worden seien. 

Seit der Übernahme seines Amtes als General- 
inspekteur im Dezember 1963 habe er keinen mili- 
tärischen Staatssekretär gefordert, sondern lediglich 
die Stellung als dritter Mann im Ministerium in An- 
spruch genommen. Abschließend erklärte er, er sei 
zurückgetreten, weil die notwendige Reform der 
Organisation von innen heraus nicht möglich sei, 
sondern des Anstoßes von außen bedürfe. 

Generalleutnant a. D. Panitzki legte seine Bemü- 
hungen seit 1960 dar, eine zentral verantwortliche 
Stelle mit Entscheidungsbefugnissen für das Waffen- 
system F 104 einzurichten, was jedoch an der der- 
zeitigen Organisation und der Geschäftsordnung für 
die Bundesministerien gescheitert sei. Die vorhan- 
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den gewesenen Arbeitsstäbe F 104 unter Oberst 
Rail und Brig.Gen. Hrabak hätten solche Entschei- 
dungsbefugnisse nicht besessen. Seine organisatori- 
schen Forderungen seien auch in dem Entwurf zum 
Flugsicherheitsbericht F 104 G für die Starfighter- 
Beratungen im Verteid-igungsausschuß enthalten, je- 
doch in der endgültigen Fassung gestrichen worden. 
Aus Loyalität und im Vertrauen auf gegebene Zu- 
sagen habe er damals im Verteidigungsausschuß 
diese Fassung des Berichts vertreten. 

GenLt. a. D. Panitzki verteidigte sich sodann ge- 
gen die Vorhalte des Ministers, er habe verschie- 
dene Berichte der Luftwaffe über Flugsicherheits- 
fragen nicht gekannt und die Leitung des Hauses 
unzureichend unterrichtet. 

Alle drei Vorträge enthielten darüber hinaus eine 
Fülle von Einzelheiten, die sich im Tatsächlichen 
und in der Wertung teilweise erheblich wider- 
sprachen. 

2. Ergebnis der interfraktionellen Besprechung 

In einer interfraktionellen Besprechung am 1. Sep- 
tember 1966 bestand Übereinstimmung unter den 
Ausschußmitgliedern, daß die Beratungen über die 
Führungskrise in einem Bericht an das Plenum des 
Bundestages zusammengefaßt und gegebenenfalls 
Empfehlungen an die Regierung gerichtet werden 
sollten. Die vom Ausschuß bestimmten Bericht- 
erstatter einigten sich sodann am 7. September dar- 
auf, daß bei den weiteren Untersuchungen des Aus- 
schusses folgende Fragen näher geprüft werden | 
sollten: 

1. im Zusammenhang mit dem Rücktritt von Gene- 
ral a. D. Trettner 

a) das Zustandekommen des ÖTV-Erlasses, 

b) die Ausführungen des Generals im Verteidi- 
gungsausschuß über die Wehrverfassung, ins- 
besondere die Bundeswehrverwaltung, 

c) die Frage, ob von ihm der militärische Staats- 
sekretär als ständiger Vertreter des Ministers 
gefordert worden ist; 

2. im Zusammenhang mit dem Rücktritt des Gene- 
ralleutnants a. D. Panitzki: 

a) die Entstehungsgeschichte des Berichts für 
den Verteidigungsausschuß über die F 104- 
Abstürze (Panitzki-Bericht), beginnend mit 
dem Bericht vom 29. Oktober 1965, 

b) die Vollmachten der bisherigen F 104-Arbeits- 
stäbe (Rail, Hrabak) und die Gründe für ihre 
Auflösung; 

3. die Auswirkungen des Rücktritts des General- 

inspckteurs und des Inspekteurs der Luftwaffe 
auf die Kompetenzen ihrer Nachfolger, insbeson- ; 
dere auf die Anwendung der gemeinsamen Ge- ^ 
schäftsordnung der Bundesministerien. | 

Zusätzlich hat sich der Ausschuß auf Wunsch von j 
SPD-Abgeordneten mit der Frage befaßt, welche ; 
Gründe zu einem Erlaß betreffend die Arbeit des * 
Informations- und Pressezentrums des Ministeriums ^ 
geführt haben. Hier konnte nicht mit letzter Klar- 


heit festgestellt werden, ob dieser Erlaß für eine 
bessere Koordinierung der Öffentlichkeitsarbeit 
sachlich notwendig war. General a. D. Trettner 
machte geltend, daß der Erlaß Befugnisse und Ver- 
antwortung des Generalinspekteurs auf dem wichti- 
gen Gebiet der Truppeninformation nicht nur in for- 
maler, sondern auch in sachlicher Hinsicht be- 
schneide und darüber hinaus die Gefahr bestehe, 
daß unter Berufung auf diesen Erlaß parteipolitische 
Propaganda in die Truppe hineingetragen werden 
könne. 

Demgegenüber vertrat Minister von Hassel den 
Standpunkt, der Erlaß sei notwendig gewesen, um 
die auf verschiedene Abteilungen verteilte Informa- 
tionsarbeit besser koordinieren zu können. Er gab 
aber zu erkennen, daß er den Erlaß einer erneuten 
Prüfung und Abstimmung mit dem Generalinspek- 
teur unterziehen wolle. Auf ausdrückliche Befra- 
gung durch den Ausschuß, ob General a. D. Trettner 
seine Befürchtungen wegen parteipolitischer Propa- 
ganda mit entsprechenden Erfahrungen aus der Ver- 
gangenheit begründen könne, erwiderte er, dies sei 
nicht der Fall. Er wolle aber den Anfängen wehren. 

Der Ausschuß war mehrheitlich der Ansicht, daß 
eine klare Trennung zwischen Pressearbeit und 
staatsbürgerlicher Bildung des Soldaten zur Wah- 
rung parteipolitischer Neutralität der Unterrichtung 
notwendig sei. Ob der genannte Erlaß diese Neu- 
tralität gefährdet, muß sorgfältig beobachtet wer- 
den. 

3. Das Zustandekommen des „ÖTV-Erlasses" 

Nachdem General Trettner die Nichtbeteiligung 
an dem „ÖTV-Erlaß" als Grund für seinen Rücktritt 
angegeben hatte, war es notwendig zu prüfen, auf 
welche Weise dieser Erlaß zustande kam. 

Die Untersuchung hat hierzu ergeben: 

Die Unterabteilung Fü B VII (jetzt Fü S VII), 
hatte mit Erlaß vom 4. März 1965 betr. Öffentlich- 
keitsarbeit der Bundeswehr u. a. angeordnet, daß 
die wehrpolitischen Kontakte mit dem deutschen 
Gewerkschaftsbund, nicht jedoch mit den Einzel- 
gewerkschaften, zu pflegen seien. Ferner bezeich- 
nete er die Mitgliederwerbung der ÖTV als „mög- 
licherweise sehr belastend für die wehrpolitischen 
Kontakte zum DGB", über diesen Erlaß beschwerte 
sich die ÖTV beim Minister und verlangte grund- 
sätzlich Zutritt in die Kasernen zur Durchführung 
der gewerkschaftlichen Arbeit. Als der Verteidi- 
gungsminister dies verwehrte, erhob die Gewerk- 
schaft Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht, 
die im März 1966 aus formalen Gründen abgewiesen 
wurde. 

Der Leiter der Abteilung VR, MinDir. Wirmer, 
war seit jeher der Auffassung, daß jener Erlaß vom 

4. März 1965 (in Anlage beigefügt) nicht verfas- 
sungskonform sei, da darin Formulierungen ge- 
braucht wurden, die das im Grundgesetz festgelegte 
Koalitionsrecht einzuschränken geeignet waren. 
Dieser Redatsauffassung trat der Ausschuß mehr- 
heitlich bei. General a. D. Trettner hingegen war 
auch noch während der Verhandlungen im Verteidi- 
gungsausschuß der Meinung, es wäre besser gewe- 
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sen, man hätte die Verfassungskonformität des Er- 
lasses vom 4. März 1965 gerichtlich entscheiden 
lassen. 

Der Leitung des Hauses schien jedoch Eile gebo- 
ten, um einer erneuten Klage der ÖTV zuvorzu- 
kommen. Im Juni 1966 fand zwischen der Leitung 
des Ministeriums und Vertretern der ÖTV eine Be- 
sprechung statt, bei der abweichend vom bisherigen 
Standpunkt eine gewisse Tätigkeit der ÖTV in den 
Kasernen zugestanden wurde. Staatssekretär Gum- 
bel beauftragte Anfang Juli 1966 die Abteilung VR 
mit der Formulierung eines Erlasses betr. Koali- 
tionsrecht der Soldaten. Dabei gab er sehr detail- 
lierte Anweisungen über den gewünschten Inhalt 
des Erlasses, wie er bei der genannten Besprechung 
mit der ÖTV vereinbart worden war. Danach sollte 
die ÖTV das Recht erhalten, in den Kasernen durch 
Drucksachen und Anschläge zu werben, nicht jedoch 
Veranstaltungen oder Versammlungen durchzufüh- 
ren. Das Recht des Soldaten, Mitglied der Gewerk- 
schaft ÖTV zu werden, wurde ausdrücklich bestätigt. 

Der Leiter der Hauptabteilung III — MinDir. Wir- 
mer — übergab persönlich dem Staatssekretär einen 
Erlaßentwurf ohne Aktenzeichen und Unterschrift, 
fügte aber ein Begleitschreiben mit seiner Unter- 
schrift hinzu. Der Minister Unterzeichnete den Ent- 
wurf nach Vortrag durch den Staatssekretär am 
1. August 1966 (in Anlage beigefügt). Das Original 
des sogenannten ÖTV-Erlasses trägt folgendes Ak- 
tenzeichen: VR IV Az.: 01-52-02. Dabei ist VR IV 
erst später handschriftlich anstelle des ursprüng- 
lich vorhandenen Aktenzeichens S VII 1 eingefügt 
worden. Die Untersuchung der Frage, wie und wann 
dieser Erlaß im Bundesministerium der Verteidi- 
gung zu einem Aktenzeichen gekommen ist, hat den 
Ausschuß unverhältnismäßig lange Zeit gekostet. 
Der Ausschuß maß diesem Gegenstand deshalb so 
große Bedeutung bei, weil an diesem Beispiel die 
Zweckmäßigkeit der Organisation des Ministeriums 
und der Anwendung der gemeinsamen Geschäfts- 
ordnung der Bundesregierung auf dieses Ministe- 
rium, die Wirksamkeit der politischen Leitung des 
Ministeriums und die Zusammenarbeit der zivilen 
und miltärisch Verantwortlichen in diesem Ministe- 
rium geprüft werden konnte. 

Die Angaben der Beteiligten hierzu waren nicht 
immer einheitlich. Minister von Hassel meinte, er 
habe bei der Unterzeichnung des Erlasses das Akten- 
zeichen S VII gesehen. Daraus habe er geschlossen, 
daß die Hauptabteilung Streitkräfte an dem Entwurf 
beteiligt gewesen sei. Wenn das in Wahrheit nicht 
geschehen sei, so handele es sich dabei nur um ein 
technisches Versehen und nicht um eine bewußte 
Ausschaltung der Hauptabteilung Streitkräfte. Es 
sei eben bei diesem Vorgang nicht der übliche Weg 
der GGO beschritten worden. Demgegenüber haben 
Staatssekretär Gumbel und Ministerialdirektor Wir- 
mer übereinstimmend ausgesagt, der Erlaßentwurf, 
der dem Minister zur Unterschrift vorgelegt wurde, 
habe überhaupt kein Aktenzeichen getragen. Mini- 
sterialdirektor Wirmer hat das damit erklärt, daß 
er für den Staatssekretär quasi nur Schreibarbeit 
geleistet habe, denn der Inhalt des Erlasses sei 
durch dessen genaue Anweisungen vorgegeben 
gewesen. Da der Entwurf also nicht ein Erzeugnis 


der Hauptabteilung VR gewesen sei, habe er, Wir- 
mer, auch keine Veranlassung gesehen, dem Ent- 
wurf ein VR-Aktenzeichen zu geben. Staatssekretär 
Gumbel berichtete dagegen, er sei davon ausge- 
gangen, daß Ministerialdirektor Wirmer alle zu 
hörenden Abteilungen des Hauses unterrichtet habe, 
so daß also auch die Hauptabteilung S beteiligt ge- 
wesen sei. Daß kein Aktenzeichen auf das Schrift- 
stück gekommen war, sei eine Panne gewesen. Er 
habe sich auf die ordnungsgemäße Arbeit der ihm 
unterstellten Herren verlassen dürfen. 

Die Einlassung General a. D. Trettners, daß die 
Hauptabteilung Streitkräfte am ÖTV-Erlaß nicht 
beteiligt worden sei, wurde damit bestätigt. Das 
Aktenzeichen, zunächst S VII, dann VR IV, wurde 
nachträglich durch die Registratur des Staatssekre- 
tärs eingesetzt und besitzt somit keinen Aussage- 
wert bezüglich der tatsächlichen Beteiligung der 
Hauptabteilung Streitkräfte. Es handelte sich nur 
um eine formale Einordnung für die zukünftige Auf- 
bewahrung dieses Schriftstücks. Die Registratur war 
zunächst davon ausgegangen, daß dieser Erlaß von 
derselben Stelle gefertigt worden sei wie der frü- 
here Erlaß vom 4. März 1965, und hatte ihn daher 
mit dem Aktenzeichen S VII versehen. Nachdem 
sich dies als unzutreffend herausgestellt hatte, 
wurde das Aktenzeichen gestrichen und durch das 
Aktenzeichen VR IV ersetzt. 

Es steht also fest, daß entgegen der Erinnerung 
des Bundesministers der Verteidigung das Akten- 
zeichen erst nach der Unterzeichnung auf das 
Schriftstück gesetzt wurde, und daß auf keinen Fall 
die Abteilung Streitkräfte vor der Unterzeichnung 
durch den Minister gehört wurde. Umstritten und 
nicht zu klären ist nur noch, ob, wie General Trett- 
ner vermutete, die mangelnde Unterrichtung der 
Abteilung Streitkräfte beabsichtigt oder das Ergeb- 
nis einer Reihe von technischen Pannen war. 

Für erstere Möglichkeit spricht die Äußerung 
von Ministerialdirektor Wirmer, der eine Beteili- 
gung der militärischen Seite nicht für erforderlich 
hielt, da deren ablehnende Haltung zu dieser Rege- 
lung aus einer früheren Stellungnahme bekannt ge- 
wesen sei und die Verhandlungen von der Leitung 
des Hauses selbst geführt worden seien. 

Daraus ist zu schließen, daß bis zur Vorlage des 
Erlaßentwurfs bei Staatssekretär Gumbel absichtlich 
die Abteilung Streitkräfte — und damit der Gene- 
ralinspekteur — bei der Abfassung des „ÖTV-Er- 
lasses" nicht beteiligt wurden. Von einem Versehen 
kann bis zu diesem Zeitpunkt nicht gesprochen 
werden. Die Wichtigkeit dieses Erlasses, insbeson- 
dere für das innere Gefüge der Streitkräfte, machte 
es verständlich, daß sich der Generalinspekteur 
durch diese Umgehung getroffen fühlte. Seine Kon- 
sequenzen sind als Auswirkungen dieser Verfah- 
rensweise anzusehen. 

4. Die Auffassungen von General a. D. Trettner 
über die Wehr Verfassung und die Bundeswehr- 
verwaltung 

General a. D. Trettner hat vor dem Ausschuß 
seine Erfahrungen und Auffassungen zur Wehrver- 
fassung und zur Stellung der Bundeswehrverwal- 
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tung näher dargelegt. Er führte dabei sinngemäß 
aus: 

Bei der Schaffung der jetzigen Wehrverfassung 
habe ein aus der Zeit heraus verständliches Miß- 
trauen gegenüber den Soldaten geherrscht. Die da- 
mals eingeführte Abtrennung der Verwaltung vom 
militärischen Kommandostrang sei zwar angeblich 
zur Erleichterung der Arbeit, in Wirklichkeit aber 
zur Kontrolle der Soldaten vorgenommen worden. 

Diese Uberwachungsfunktion der Verwaltung 
habe in ihr zu einer Mentalität geführt, die das Ge- 
genteil von dem hervorgebracht habe, was von 
einer helfenden Verwaltung erwartet werden sollte. 
Eine solche überwachugnsfunktion laufe jedoch 
dem Leitbild des „Staatsbürgers in Uniform" zu- 
wider. Auch das Verteidigungsministerium sei im 
Geiste der Bevormundung des Militärs organisiert 
worden. Fast alle wichtigen Funktionen wie Per- 
sonal, Organisation, Finanzen, Infrastruktur, Tech- 
nik und selbst die Fürsorge für den Soldaten be- 
fänden sich in den Händen von Beamten. Den Sol- 
daten sei im wesentlichen nur die Aufstellung, Er- 
ziehung und Ausbildung der Verbände geblieben. 
Die Inspekteure hätten keine Disziplinargewalt er- 
halten, die militärische Hierarchie ende noch heute 
bei den Korps; es gebe keine militärische Spitze. 
Die über 1000 Offiziere im Bundesverteidigungs- 
ministerium seien disziplinär unmittelbar dem Mi- 
nister unterstellt. Sie hätten daher keine echte Be- 
schwerdeinstanz, da der Wehrdienstsenat in Mün- 
chen bei Beschwerden nur die Rechtswidrigkeit der 
angefochtenen Maßnahme nachprüfe. (Eine Petition, 
die bereits dem Bundestag vorliegt, wird Veranlas- 
sung sein, daß die zuständigen Ausschüsse sich als- 
bald mit dieser schwierigen Frage beschäftigen 
werden.) Notwendige Abmachungen mit den hohen 
NATO-Befehlshabern seien nicht möglich, weil die 
Verwaltung des Ministeriums Schwierigkeiten 
mache. Die Neigung der Alliierten, die Bundesrepu- 
blik zu verteidigen, müsse dadurch beeinträchtigt 
werden. Alle diese Schwierigkeiten seien letztlich 
auf den fehlenden Willen zur Anerkennung der Ei- 
genständigkeit des Soldatenberufes zurückzuführen. 
Er habe versucht, auf evolutionärem Wege gewisse 
Änderungen in der Aufgabenverteilung innerhalb 
des Ministeriums zu erreichen. In einigen wenigen 
Fällen sei ihm das auch gelungen. Von der Mit- 
arbeit am Organisationsgesetz sei er jedoch weit- 
gehend ausgeschlossen worden. Seine Anregung, 
die Kommandogewalt und Disziplinarbefugnis im 
Falle der Verhinderung des Ministers nicht auf einen 
beamteten Staatssekretär, sondern auf eine poli- 
tische Persönlichkeit übergehen zu lassen, sei abge- 
lehnt worden. Ebenso sei abgelehnt worden, den 
Generalinspekteur protokollarisch und besoldungs- 
mäßig klar als „Dritten Mann" im Ministerium ein- 
zuordnen. 

Alle diese Fragen hätten keine Änderung des 
Grundgesetzes erfordert, sondern nur eine andere 
Interpretation der gesetzlichen Grundlagen. Teil- 
weise habe es einfach am Willen zur Zusammen- 
arbeit gefehlt. 

In der Diskussion wiesen Abgeordnete den von 
General a. D. Trettner geäußerten Vorwurf, „am | 
Anfang des Aufbaues der Bundeswehr habe eine ' 


große Unehrlichkeit bestanden" als unbegründet 
zurück. Sie wiesen darauf hin, daß in dem von 
General a. D. Trettner zitierten Buch „Truppe und 
Verwaltung" von Oberregierungsrat Werner Witte 
das Prinzip von „checks and balances" als einer we- 
sentlichen Ausdrucksform der Demokratie darge- 
stellt werde. Dieses Prinzip der gegenseitigen Kon- 
trolle und des Ausgleichs der Interessen gelte nicht 
nur im Bundesverteidigungsministerium, sondern in 
jedem Ressort und jeder Verwaltung, stelle also 
nichts Besonderes dar. Dieser Auffassung stimmte 
General a. D. Trettner zu, behauptete aber, daß bis- 
her jedenfalls die Soldaten an diesem System nicht 
gebührend teilhaben. 

5. Die angebliche Forderung nach einem militäri- 
schen Staatssekretär 

Zu dieser Frage hatte General a. D. Trettner in 
seiner ersten Erklärung in der Sitzung vom 1. Sep- 
tember 1966 ausgeführt: „Seit meiner ersten Be- 
sprechung mit dem Herrn Minister vor Übernahme 
meines Amtes im Dezember 1963 habe ich nie einen 
militärischen Staatssekretär gefordert, sondern im- 
mer nur die Stellung als dritter Mann für den 
Generalinspekteur in Anspruch genommen". Diese 
Feststellung wiederholte er ausdrücklich in der 
21. Sitzung vom 5. September 1966 (Stenographi- 
sches Protokoll Seite 20 ff.). Auf Vorhalt, daß nach 
dem Dezember 1963 jedoch Vorlagen gefertigt wor- 
den seien, die die Bezeichnung „militärischer Staats- 
sekretär" enthielten, erklärte General a. D, Trettner 
unter Bezugnahme auf seine Akten und Vorlage 
eines damals gefertigten Organigramms: „Hier 
steht tatsächlich in dem Kästchen der Militärischen 
Säule: , Militärischer Staatssekretär, Generalinspek- 
teur'. Es ist aber offensichtlich, daß diese Arbeits- 
bezeichnung nichts mit dem Begriff ,militärischer 
Staatssekretär' zu tun hat, wie er landläufig in der 
Diskussion verstanden wird. Denn die politische 
Funktion des zweiten Mannes sollte durch einen 
Minister wahrgenommen werden, die fachliche Füh- 
rung der drei Hauptabteilungen durch Soldaten und 
Beamte ohne politische Funktion, denen der Rang 
von Staatssekretären zuerkannt werden sollte, weil 
ihre Arbeitsgebiete dem Umfang und der Bedeutung 
nach das rechtfertigen. Es handelt sich auch in dem 
Organigramm ganz klar nur um den dritten Mann." 

Im Laufe der anschließenden Diskussion räumte 
Minister von Hassel ein, daß General a. D. Trettner 
seinen Vorschlag, die politische Vertretung des 
Ministers betreffend, korrekt interpretiert hätte. 
Weitergehende Forderungen hätte Herr Trettner 
nicht erhoben. 

6. Entstehungsgeschichte des Flugsicherheitsberichts 
F 104 G für den Verteidigungsausschuß 

Nach den Ausführungen von Generalleutnant a. D. 
Panitzki ist der Starfighterbericht für den Verteidi- 
gungsausschuß „auf ein Viertel zusammengestrichen 
worden". Es war daher die Möglichkeit nicht auszu- 
schließen, daß der Verteidigungsausschuß bei den 
Beratungen des Themas F 104 G über die Flug- 
sicherheitslage nicht vollständig unterrichtet wurde. 
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Der Ausschuß hatte daher zu prüfen, inwieweit die 
vorangegangenen hausinternen Entwürfe von dem 
im Ausschuß erstatteten Bericht abweichen, Grund- 
lage für diese Überprüfung war der vom Inspekteur 
der Luftwaffe dem Minister erstattete „Situations- 
bericht über die Flugsicherheitslage der Luftwaffe" 
vom 29. Oktober 1966. 

Es wurde mit folgendem Anschreiben übergeben: 

„In der Anlage lege ich — als Vorbereitung 
der beabsichtigten Behandlung vor dem Vertei- 
digungsausschuß — einen Sachstandberidit über 
die Flugunfallsituation in der Luftwaffe vor. 

Da die unser Ressort betreffenden Abschnitte 
nur zu einem geringen Teil vor dem Ausschuß 
vorgetragen werden sollten, benötige ich Ihre 
Weisung und bitte deshalb um baldmögliche 
Rücksprache. 

Die unser Ressort betreffenden Verbesserungs- 
vorschläge bitte ich, zum Gegenstand einer Be- 
sprechung mit den zuständigen Stellen des Hau- 
ses und dem BWB zu machen. 

gez. Panitzki". 

In der Endfassung, die dem Ausschuß am 12. Ja- 
nuar 1966 vorgetragen wurde, waren z. B. der Teil 
des Berichts, der sich mit organisatorischen Konse- 
quenzen, insbesondere mit der Forderung nach 
einem System Management befaßt, nicht mehr ent- 
halten. 

Der Verteidigungsminister begründete diese 
Streichung damit, daß er in einer Abteilungsleiter- 
sitzung vom 19. November 1965 die Einrichtung 
'eines Sonderbeauftragten „F 104 G" mit noch fest- 
zulegenden Vollmachten angeordnet habe. Ein ent- 
sprechender Erlaß sei am 24. Januar 1966 ergangen. 
Gleichzeitig sei Brig.Gen. Hrabak zum Sonderbe- 
auftragten ernannt worden. Das Thema habe er da- 
mit als erledigt angesehen. 

Die Prüfung hat ergeben, daß der Verteidigungs- 
minister in der Tat am 19. November 1965 weitrei- 
chende Anordnungen hinsichtlich der Einsetzung 
eines Sonderbeauftragten „F 104 G" getroffen hat. 
Erst nach drei Monaten, am 24. Januar 1966, erging 
ein Erlaß, der dem Sonderbeauftragten — inzwischen 
Brig.Gen. Hrabak — entgegen den ursprünglichen 
Absichten des Ministers keine Entscheidungsbefug- 
nisse, sondern nur koordinierende Aufgaben zuwies. 
Es ist somit offenkundig, daß die ursprüngliche Wei- 
sung des Ministers während der Zeit seiner Krank- 
heit durch seinen Vertreter bis zum 24. Januar 1966 
nicht ausgeführt wurde. Dieser Erlaß entsprach im 
übrigen nicht voll dem Willen des Ministers. 

In dem endgültigen Bericht sind ferner die Aus- 
führungen über die Personallage gegenüber dem 
ersten Entwurf stark gekürzt und abgemildert. Auch 
dazu verwies der Minister auf die eingehende Er- 
örterung von Personalfragen in der Abteilungslei- 
tersitzung vom 19. November 1965, die zeige, daß 
das Personalproblem als außerordentlich wichtig an- 
gesehen worden sei. 

Nicht enthalten sind auch Empfehlungen von Maß- 
nahmen innerhalb der Luftfahrtindustrie bezüglich 
Umrüstung, Kontrolle und Wartung. Die Streichung 


wurde damit begründet, daß entsprechende Ver- 
handlungen mit der Industrie bereits im Gange ge- 
wesen seien. Andererseits ist in dem endgültigen 
Bericht neues für die Lagebeurteilung bedeutsamies 
Material eingefügt worden, z. B. über den Sachstand 
bei den Starfightern der Marine, die Unfälle von 
F 104 G bei der Ausbildung in Amerika sowie sta- 
tistisches Material. 

Die Behauptung von Generalleutnant a. D. 
Panitzki, der ursprüngliche Entwurf sei auf ein Vier- 
tel seines Inhalts gezkürzt worden, trifft daher nicht 
zu, wenn auch eine Berücksichtigung der in dem ur- 
sprünglichen Entwurf erörterten Sachfragen für den 
Verteidigungsausschuß zu der Bewertung der Flug- 
sicherheit der F 104 G-Verbände wertvoll gewesen 
wäre. 


7. Die Vollmachten der bisherigen F 104-Arbeits- 
stäbe (Rail, Hrabak) und die Gründe für ihre 
Auflösung 

a) Arbeitsstab „Rail" 

Dieser Stab wurde mit Erlaß vom 12. September 
1960 zur Bearbeitung der mit der Einführung des 
Waffensystems F 104 zusammenhängenden Fragen 
errichtet und hatte lediglich koordinierende Befug- 
nisse. Generalleutnant Panitzki bemühte sich seit 
seiner Amtsübernahme als Inspekteur der Luft- 
waffe im Oktober 1962, diesen Stab zu einem echten 
System Management mit Entscheidungsbefugnissen 
auszubauen. 

In einer Besprechung vom 28. August 1963 mit 
den beteiligten Abteilungen wurde vereinbart, daß 
der Arbeitsstab unterstützt werden solle durch eine 
Arbeitsgruppe, die aus ständig abgestellten Ange- 
hörigen der am Waffensystem beteiligten Abteilun- 
gen bestand. Zu einem entsprechenden Organisa- 
tionserlaß kam es jedoch nicht. 

Der Inspekteur der Luftwaffe löste diesen Stab 
mit Wirkung vom 1. April 1964 wieder auf. Über 
die Gründe der Auflösung heißt es im Erlaß vom 
13. Dezember 1963: 

„Der derzeit erreichte Stand des „F 104-Pro- 
gramms" in der Luftwaffe ermöglicht die Über- 
nahme der bisher vom Arbeitsstab F 104 wahr- 
genommenen Aufgaben durch die zuständigen 
Referate des Führungsstabes der Luftwaffe bzw. 
durch neben- oder nachgeordnete Stellen des 
Bundesministeriums der Verteidigung". 

Generalleutnant a. D. Panitzki ergänzte die in 
dem Erlaß genannten Gründe der Auflösung dahin, 
die Angehörigen des Arbeitsstabes F 104 seien 
übereinstimmend der Ansicht gewesen, daß nach 
dem derzeitigen Stand der Ausrüstung der F 104 
ein Weiterbestehen unzweckmäßig sei, da ein 
System Management mit Entscheidungsbefugnissen 
nicht eingerichtet werde. Angesichts dieser Verhält- 
nisse könnten die Probleme nunmehr unter Feder- 
führung des Einsatzreferats besser gelöst und das 
Personal des Arbeitsstabes an anderen Stellen 
sinn- und wirkungsvoller im Interesse des Waffen- 
systems F 104 G verwendet werden. 


7 



Drucksache V/1745 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Der Führungsstab der Luftwaffe sei darüber hin- 
aus der Auffassung gewesen, auf Grund der fast un- 
fallfreien Jahre 1963/64 die Probleme mit den von 
ihm vorgesehenen Organisationsformen meistern zu 
können. Die eigentlichen Gründe der Auflösung 
hätten im Befehl natürlich nicht genannt werden 
können. 

b) Arbeitsstab „Hrabak" 

Der mit Erlaß vom 24. Januar 1966 berufene Son- 
derbeauftragte F 104 G, Brig.Gen. Hrabak, hatte 
ebenfalls primär koordinierende Aufgaben und 
keine Entscheidungsbefugnisse. Er hatte darauf hin- 
zuwirken, daß in den anstehenden Fragen mit den 
Vertretern der zuständigen Abteilungen Einigkeit 
erzielt wird. Kam eine Einigung nicht zustande, so 
hatte er das Recht, unverzüglich die Entscheidung 
der Leitung des Hauses herbeizuführen. Ferner hatte 
er das Recht auf unmittelbaren Vortrag bei der Lei- 
tung des Hauses. Der Minister erklärte, daß General 
Hrabak bis zu den Verhandlungen im Verteidi- 
gungsausschuß von diesem Recht keinen Gebrauch 
gemacht habe. Offenbar habe er hierfür keinen An- 
laß gesehen. 

Der Inspekteur der Luftwaffe beabsichtigte, Brig. 
Gen. Hrabak zum 1. Oktober 1966 zum Luftwaffen- 
amt zu versetzen mit der Begründung, er könne 
dort als General aller Kampfverbände bessere Ar- 
beit leisten als jetzt in der Stellung als Sonderbe- 
vollmächtigter F 104 ohne Entscheidungsbefugnisse. 

8. Die Auswirkungen der Rücktritte auf die Kom- 
petenzen den neuernannten Generale, insbeson- 
dere auf die Anwendung der Gemeinsamen Ge- 
schäftsordnung der Bundesministerien 

Bundesminister von Hassel gab dazu folgende 
Erläuterungen: 

a) Der bisherige Sonderbeauftragte F 104 sei mit 
Erlaß vom 14. September 1966 zum Systembe- 
auftragten ernannt und dem Inspekteur der Luft- 
waffe unmittelbar unterstellt worden. Die erfor- 
derlichen Planstellen sollten beantragt werden. 
Der Inspekteur Luftwaffe habe jedoch auch heute 
keine Entscheidungsbefugnisse. Er habe das ganze 
zu koordinieren und könne entscheiden, wenn die 
Vertreter der beteiligten Abteilungen einverstan- 
den seien. Sei das jedoch nicht der Fall, dann 
müsse er den bzw. die Abteilungsleiter konsul- 
tieren, deren Vertreter der beabsichtigten Maß- 
nahme widersprochen hätten. In Fällen von gro- 
ßer Wichtigkeit könne er die Entscheidung des 
Hauses einholen. An eine Änderung der Gemein- 
samen Geschäftsordnung sei erst dann gedacht, 
wenn sich heraussteilen sollte, daß das Prinzip 
des Waffensystem-Managements für die kom- 
menden Systeme nicht so funktionieren sollte, 
wie erwartet. 

b) Die Stellung des Generalinspekteurs solle in 
einem neuen Entwurf des Organisationsgesetzes 
klargestellt werden. Danach stehe der General- 
inspekteur in der Rangordnung des Ministeriums 
nach Minister und Staatssekretär an dritter 
Stelle. Dem entspreche auch der Inhalt des dem 


Bundestag vorliegenden Besoldungsänderungsge- 
setzes, das die' Einordnung des Generalinspek- 
teurs in die Besoldungsgruppe B 1 1 (a) vorsehe. 

c) Er, Minister von Hassel, werde dem Kabinett 
Vorschlägen, daß die Stellvertretung des Mini- 
sters in dessen Eigenschaft als Inhaber der Be- 
fehls- und Kommandogewalt nicht auf den 
Staatssekretär, sondern auf einen anderen Bun- 
desminister übergehe, der dazu vom Kabinett 
bestellt werde, wenn der Verteidigungsminister 
wirklich verhindert sei. Zur Zeit käme dafür der 
Vorsitzende des Verteidigungsrates in Betracht. 

d) Bei der Luftwaffe werde versuchsweise ein „Per- 
sonalboard" eingeführt, der aus den führenden 
Generälen der Luftwaffe bestehen solle. Der Per- 
sonalboard werde über die Neubesetzung der 
Führungspositionen innerhalb der Luftwaffe be- 
raten und der Personalabteilung schriftlich seine 
Vorschläge unterbreiten. Ein Weisungs- oder 
Entscheidungsrecht werde er jedoch nicht be- 
sitzen. Auch die Inspekteure sollen nach seinen, 
des Ministers, Vorstellungen keine Entschei- 
dungsbefugnis in Personalfragen erhalten. 

e) Er, Minister von Hassel, strebe an, dem Gene- 
ralinspekteur folgende neue Befugnisse zu über- 
tragen: Er soll, ebenso wie die Inspekteure für 
den Bereich ihrer Teilstreitkräfte, Disziplinarbe- 
fugnis erhalten, was allerdings eine Novellierung 
der Wehrdisziplinarordnung voraussetze. Ferner 
sollen alle Befehle und Anordnungen an die 
Truppe durch die Hand des Generalinspekteurs 
und der Inspekteure weitergegeben werden. 


III. Schlußbemerkung 

Der Verteidigungsausschuß ist mit seiner Tätig- 
keit in dieser Sache bis an die Grenze dessen ge- 
gangen, was einem parlamentarischen Gremium 
dieser Größe überhaupt technisch möglich ist. 

In seinen Beratungen, in deren Verlauf ca. 700 
Fragen gestellt wurden, konnte er einen Großteil 
der Vorgänge in ihrem tatsächlichen Ablauf fest- 
stellen. Die Aufklärung gestaltete sich bisweilen 
mühevoll, einmal infolge der Kompliziertheit der Zu- 
sammenhänge in einem so großen Ministerium, 
zum anderen durch eine gewisse persönliche Ver- 
härtung bei den Beteiligten. Die zunächst emotionell 
beeinflußte Atmosphäre machte jedoch im Laufe 
der Beratungen einer zunehmenden Sachlichkeit 
Platz. 

Der Ausschuß hat den Eindruck gewonnen, daß 
zwar die zwischen den führenden Persönlichkeiten 
bestehenden starken Spannungen die Zusammen- 
arbeit erheblich störten, doch können diese für die 
aufgetretenen Schwierigkeiten nicht allein als Ur- 
sache angeführt werden. Schon die Tatsache, daß 
den Nachfolgern der zurückgetretenen Generale 
vom Minister wesentliche Befugnisse zuerkannt und 
darüber hinaus noch Zusagen gegeben wurden, 
spricht dafür, daß die Organisation des Bundesver- 
teidigungsministerium eine wesentliche Konflikt- 
ursache war. Beim Auswechseln von Personen wurde 
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diese Struktur jedoch keineswegs erheblich geän- Der Ausschuß war sich ferner darüber einig, daß 
dert. Minister von Hassel erklärte hierzu, daß in- das Problem der Organisation der gesamten Lan- 
zwischen Korrekturen innerhalb des Ministeriums desverteidigung einschließlich des Ministeriums 
vorgenommen worden seien, die wesentlich auf den einer gesonderten gründlichen Erörterung im Ver- 
Rücktritt der beiden Generale zurückzuführen teidigungsausschuß bedarf, bei der die hier gewon- 
wären. nenen Kenntnisse ausgewertet werden müssen. 

Bonn, den 11. Mai 1967 

Schultz (Gau-Bischofsheim) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bericht des Verteidigungsausschusses — Druck- 
sache V/1745 — wird zur Kenntnis genommen. 

Bonn, den 11. Mai 1967 

Der Verteidigungsausschuß 

Dr. Zimmermann Schultz (Gau-Bischofsheim) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Der Bimdesminister der Verteidigung 

Fü B VII 1 — U 2. 01—52—02 


Bonn, den 4. März 1965 


An 

Kommando Territoriale Verteidigung 
— G 2 — 

Bad Godesberg 


nachrichtlich: 

WBK I— VI / G 2 
Fü B I 3 

Fü B I 4 (zugl. für InFüSchuleBw 5 X) 

Fü B I 6 
Fü B VII 3 
Fü B VII 6 
Fü B VII 7 
PR 

Adj. Minister 
Adj. Sts. 

Ministerbüro 
Adj. Genlnsp. 

Adj. Chef Stab Bw 

Fü H I 3 (zugl. für I. — III. Korps je 2 X) 

Fü L II 6 (zugl. f. Luftwaffengr. Nord und Süd je 2 X) 

Fü M I 3 6 X 

InSan II 3 

BwAmt, Dez. 9 

BPA/ÖV 

Fü B VIT l / Reserve 20 X 


Betr.: Öffentlichkeitsarbeit der Bundeswehr 

hier: Kontakte mit den Gewerkschaften 

Vorg.; G 2 — Arbeitstagung am 16. und 17. 2. 1965 


1. Auf der o. a. G 2 — Arbeitstagung ist von ver- 
schiedenen Versuchen der Gewerkschaft „öffent- 
liche Dienste, Transport und Verkehr" berichtet 
worden, Mitglieder unter den Soldaten der Bun- 
deswehr zu werben. 

2. Die Bundeswehr arbeitet mit Erfolg seit Jahren 
in der wehrpolitischen Öffentlichkeitsarbeit mit 
dem Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB), der 
Deutschen Angestellten Gewerkschaft (DAG), 
dem Deutschen Beamtenbund (DBB), dem Christ- 
lichen Gewerkschaftsbund (CGB) zusammen. 

In der letzten Zeit versucht die dem DGB ange- i 
hörende Gewerkschaft „öffentliche Dienste, i 


Transport und Verkehr" im Rahmen dieser be- 
stehenden wehrpolitischen Kontakte Mitglieder 
unter den Soldaten der Bundeswehr zu werben. 

3. Da die Interessenvertretung der Soldaten durch 
den Deutschen Bundeswehrverband e. V. ge- 
währleistet ist, könnte eine Mitgliederwerbung 
durch die Gewerkschaft ÖTV diese guten wehr- 
politischen Kontakte zum DGB stark beeinträch- 
tigen. 

4. Die wehrpolitische Zusammenarbeit mit den o. a. 
Dachverbänden der Gewerkschaften soll weiter 
vertieft werden. Bei der Vielzahl der Verbände, 
die im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit betreut 
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werden müssen, ist die Bundeswehr jedoch nicht 
in der Lage, mit einer Einzelgewerkschaft des 
DGB Kontaktgespräche zu führen. 

5. Für Kontakte zu Gewerkschaften des DGB sind 
deshalb die DGB-Organe, (die alle 16 Gewerk- 
schaften vertreten) auf den verschiedensten Ebe- 
nen zuständig; z. B. 

— DGB — Bundesvorstand (Bundesebene) 

— DGB — Landesbezirk (Landesebene) 

— ■ DGB — Orts- bzw. Kreisausschuß (Ortsebene). 

6. Ich bitte, bei allen Versuchen von Einzelgewerk- 
schaften zu Kontaktgesprächen auf die bestehen- 
den Verbindungen zu den zuständigen DGB-Or- 
ganen zu verweisen. 

7. Kontaktversuche von Einzelgewerkschaften bitte 
ich mir mitzuteilen. 
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Anlage 


Der Bundesminister der Verteidigung 

Az.: 01 — 52 — 02 


Bonn, den 1. August 1966 


Betr.: Koalitionsrecht der Soldaten; 

hier: Gewerkschaftliche Betätigung 

I. Grundsatz 

1. Der Soldat hat wie jeder andere Staatsbürger 
das Recht, zur Wahrung und Förderung der Ar- 
beits- und Wirtschaftsbedingungen Berufs- und 
Fachverbände zu bilden, solchen Vereinigungen 
beizutreten und für sie tätig zu werden. Dies 
gilt auch für den Beitritt und die Betätigung in 
Gewerkschaften. 

2. Die Bietätigung im Rahmen des Koalitionsrechts 
findet ihre Grenzen in den gesetzlich begründe- 
ten Pflichten des Soldaten. Dienstliche Belange, 
insbesondere die Sicherheit der Bundeswehr, 
können weitere Einschränkungen gebieten. 

II. Gewerkschaftliche Veranstaltungen in dienst- 
lichen Unterkünften und Anlagen 

Ein Rechtsanspruch auf Abhaltung von gewerk- 
schaftlichen Veranstaltungen innerhalb des Kaser- 
nenbereichs besteht nicht. 

Im Hinblick auf die Zweckbestimmung militärischer 
Unterkünfte als Heimstätten der Soldaten werden 
in ihnen gewerkschaftliche Veranstaltungen grund- 
sätzlich nicht zugelassen. 

über Ausnahmen entscheidet der Bundesminister 
der Verteidigung aus Gründen einheitlicher Hand- 
habung im gesamten Bundeswehrbereich. 

IIL Information über Gewerkschaftsfragen in 
dienstlichen Unterkünften und Anlagen 

1. Die mündliche Information über berufsständische 
Fragen sowie die Weitergabe entsprechender In- 
formationsschriften im engeren Kameradenkreis 
(z. B. innerhalb der Stubengemeinschaft) ist zu- 
lässig. 

2. Informationsschriften der Gewerkschaften kön- 
nen einem größeren Personenkreis zugänglich 
gemacht werden, in allgemein zugänglichen Räu- 
men (z. B. Leseraum, Kantine) ausgelegt oder an 
für Publikationen bestimmten Tafeln (z. B. 
„Schwarzes Brett") angeschlagen werden, soweit i 
der Dienstbetrieb dadurch nicht gestört wird. | 


3. Informationsschriften, die gegen das Verbot der 
politischen Betätigung in den Kasernen versto- 
ßen oder das Ansehen der Bundeswehr beein- 
trächtigen, dürfen nicht weiterverteilt oder ver- 
öffentlicht werden. 

4. Anschlagtafeln der Gewerkschaft innerhalb des 
Kasernenbereichs können genehmigt werden. 
Sie müssen zur Unterscheidung von dienstlichen 
Anschlagtafeln als solche der Gewerkschaft 
kenntlich gemacht werden. 

5. Anschläge gemäß Nr. 2 und 4 bedürfen wie bis- 
her der vorherigen Genehmigung des Einheits- 
führers oder Dienststellenleiters. 


IV. Urlaub zur Teilnahme an gewerkschaftlichen 
Veranstaltungen 

1. Der Urlaub wird nach den im öffentlichen Dienst 
allgemein geltenden Grundsätzen gewährt. Da- 
nach soll für die Teilnahme an 

— Sitzungen eines überörtlichen Gewerkschafts- 
vorstandes, dem der Soldat angehört, 

— Tagungen von Gewerkschaften auf interna- 
tionaler, Bundes-, Landes- oder Bezirksebene, 
wenn der Soldat als Mitglied eines Gewerk- 
schaftsvorstandes oder als Delegierter teil- 
nimmt, 

Urlaub erteilt werden, wenn nicht dienstliche 
Gründe entgegenstehen. 

2. Es kann Urlaub bis zu 12 Werktagen im Ur- 
laubsjahr für diese Zwecke bewilligt werden. 
Urlaub für fachliche, staatspolitische, kirchliche 
oder sportliche Zwecke ist anzurechnen, soweit 
er 6 Werktage im Urlaubsjahr übersteigt. 

3. Der Urlaub wird gemäß § 8 Abs. 2 Soldatenur- 
laubsverordnung unter Belassung der Geld- und 
Sachbezüge bewilligt. 


V. 

Der Erlaß Fü B VII — 1 — Az.: 01-52-02 — vom 

4. März 1965 betr.: Öffentlichkeitsarbeit der Bundes- 
wehr; hier: Kontakte mit den Gewerkschaften wird 
hiermit aufgehoben. 
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